
der Öffentlichkeitsarbeit in ihrem Verantwortungs­
bereich die Entwicklung des Staats- und Rechtsbewußt­
seins aller Bürger fördern und die Bevölkerung mehr 
für die Durchführung ihrer Beschlüsse auf dem Gebiet 
der Ordnung und Sicherheit mobilisieren. Die örtlichen 
Volksvertretungen sollten sich auch dafür verantwort­
lich fühlen, daß für die Tätigkeit aller Staats- und Wirt­
schaftsorgane sowie der gesellschaftlichen Organisatio­
nen in ihrem Bereich konkrete, den jeweiligen terri­
torialen und sachlichen Bedingungen entsprechende und 
mit den Rechtspflegeorganen abgestimmte Aufgaben 
festgelegt werden. Das sei insbesondere für die Zurück- 
drängung der Rückfall- und der Jugendkriminalität 
wichtig.
Gedanken über den Charakter der Kriminalität in der 
DDR und über Methoden der Bekämpfung und Verhü­
tung von Rechtsverletzungen entwickelte B u c h h o l z .  
Die isolierte Betrachtung einzelner Straftaten sei theo­
retisch falsch und praktisch unfruchtbar; es gehe darum, 
die strafbaren Handlungen in ihrer gesellschaftlichen 
Verwurzelung, d. h. radikal, planmäßig und koordiniert 
zu bekämpfen. Staats- und Wirtschaftsorgane und ge­
sellschaftliche Kollektive müßten bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben zugleich darauf achten, daß alle begünstigen­
den Bedingungen für Straftaten und andere Rechtsver­
letzungen aufgedeckt und beseitigt werden. Gegenwärtig 
gebe es noch viele Reserven in der Verbesserung der 
Leitungstätigkeit, bei der Einbeziehung gesellschaft­
licher Kräfte und bei der Anwendung ökonomischer 
Hebel, um Mißstände, Unordnung und Disziplinlosigkeit 
zu überwinden und'damit der Kriminalität systematisch 
den Boden zu entziehen.
Diese Ausführungen ergänzte Dr. habil. S t i l l e r ,  Di­
rektor des Instituts für Strafrechtspflege und Krimi­
nalitätsbekämpfung an der Deutschen Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“, durch 
Hinweise auf die Notwendigkeit, das Verantwortungs­
bewußtsein der Bürger weiterzuentwickeln, die Erzie­
hungsarbeit zu verbessern : und ein System von Maß­
nahmen gegen hartnäckige Strafrechtsverletzer zu schaf­
fen. Volkskammerabgeordneter Dr. rer. pol. W a t z e k 
unterstrich die große Bereitschaft der Bevölkerung zur 
Mitwirkung an der Rechtspflege und berichtete hierzu 
über die Bildung von Schiedskommissionen und über 
die Bemühungen um Einhaltung von Ordnung und 
Sicherheit in den Gemeinden und LPGs.
Staatsanwalt W i n k e l b a u e r ,  Vertreter des General­
staatsanwalts der DDR im Verfassungs- und Rechts­
ausschuß, erläuterte den Plan der zentralen Rechts­
pflegeorgane zur Durchsetzung der Beschlüsse der 
25. Sitzung des Staatsrates. Dabei rückte er folgende 
Aufgaben in den Mittelpunkt:
— Zurückdrängung der Jugendkriminalität,
— Schaffung komplexer Systeme der Kriminalitäts­

bekämpfung, insbesondere in den Großstädten,
— Maßnahmen gegen die wiederholte Straffälligkeit,
— Maßnahmen gegen Kriminalitätserscheinungen, die 

durch Alkoholmißbrauch hervorgerufen wurden,
— Schutz der Volkswirtschaft und des Volkseigentums 

gegen Angriffe,
— weitere Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit 

der Tätigkeit der Rechtspflegeorgane und stärkere, 
differenzierte Mitwirkung der Bürger an der Rechts­
pflege,

— Unterstützung der Konflikt- und Schiedskommis­
sionen.

Der Kriminalitätsentwicklung und -Struktur in der DDR 
stellte Volkskammerabgeordneter D a l i m a n n ,  stell­
vertretender Vorsitzender des Verfassungs- und Rechts­
ausschusses, die westdeutschen Verhältnisse gegenüber.

Er untersuchte insbesondere das Ansteigen der sog. 
Weiße-Kragen-Kriminalität, der Straftaten der gesell­
schaftlichen Oberschicht0.
Die Erklärung des Staatsrates zur Rechtsentwicklung in 
beiden deutschen Staaten wird dem Verfassungs- und 
Rechtsausschuß — wie P l e n i k o w s k i  ausführte — 
Veranlassung sein, in seiner Tätigkeit den nationalen 
Aspekt unserer Rechtsentwicklu'ng deutlicher sichtbar 
zu machen. Diesen Gedanken unterstützte S o r g e -  
n i c h t  mit der Anregung, in der Aussprache mit Mit­
gliedern und Freunden der SPD und darüber hinaus 
mit allen westdeutschen Bürgern, denen die Sicherung 
des Friedens am Herzen liegt, die Frage aufzuwerfen: 
Was ist das für ein Staat, in dem ihr lebt und den die 
SPD-Führer bejahen? Was ist das für ein Recht, unter 
dem ihr lebt und dem die SPD-Führer zustimmen? 
Volkskammerabgeordneter Dr. T o e p 1 i t z, Präsident 
des Obersten Gerichts, hob hervor, daß auch zahlreiche 
westdeutsche Juristen von Sorge um die Demokratie in 
der Bundesrepublik erfüllt seien. Unsere Auseinander­
setzung mit der westdeutschen Rechtsentwicklung dürfe 
nicht daran Vorbeigehen, daß nicht nur in den Kreisen 
der Rechtsanwälte, sondern auch von beamteten Juri­
sten sehr unterschiedliche, zum Teil recht kritische Mei­
nungen vertreten werden. Diese Juristen sähen sich 
einem Druck durch das Bundesjustizministerium bzw. 
die Landesjustizministerien ausgesetzt, der die richter­
liche Unabhängigkeit zu einer Farce macht und sie als 
Abhängigkeit von den herrschenden Kreisen charakteri­
siert. Hier liege ein Anknüpfungspunkt für den natio­
nalen Dialog, der sich z. B. auf dem Gebiet der Rechts­
und Justizpolitik folgenden Fragen zuwenden könnte:
— Wie wurden die Kriegs- und Naziverbrecher in den 

beiden deutschen Staaten verfolgt und bestraft?
— Welche Stellung bezieht die Justiz in beiden deut­

schen Staaten zu denen, die das Völkerrecht verlet­
zen, die Staatsgrenzen antasten, Mordhetze gegen 
führende Politiker betreiben, den Menschenhandel 
organisieren usw?

— Wie schützt die Rechtsprechung beider deutscher 
Staaten die Rechte und Interessen der Werktätigen, 
insbesondere im Arbeitsrecht?

— Wie ist das Verhältnis zwischen Justiz und Bevölke­
rung in beiden deutschen Staaten ?

Die Antwort auf diese und andere Fragen würde die 
Feststellung in der Staatsratserklärung bestätigen, daß 
wir mit der Festigung unserer demokratischen Rechts­
ordnung einen wesentlichen Beitrag zur friedlichen 
Lösung der nationalen Frage in Deutschland leisten.

0 Vgl. hierzu Frenzei / Schwarz, „Das staatsmonopolistische 
Herrschaftssystem und die .Oberweltkriminalität’ auf wirt­
schaftlichem Gebiet“, NJ 19G6 S. 217 £1.
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